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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Bürgerbeteiligung, 
Völkerverständigung und Integration -

Punkt 2 der öffentlichen Sitzung am 14.02.2006  

Vorlage Nr. 06-F-03-0009

Einbürgerungen in Wiesbaden

- Antrag der Stadtverordnetenfraktion von Bündnis 90/Die Grünen vom 08.02.2006 -
Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten zu berichten,

1. Wie viel Einbürgerungsanträge wurden in den Jahren 2003, 2004 und 2005 in Wiesbaden 
gestellt?

2. Wie viel Einbürgerungsanträge wurden abgelehnt und was waren die hauptsächlichen Gründe 
für die ablehnenden Bescheide.

3. Welche Verfahren mit welchen Kriterien durchläuft ein Antragsteller bzw. eine Antragstellerin bis 
zum Erlangen der deutschen Staatsbürgerschaft?

4. Welche Verfahren bzw. welche Kriterien sind nach den Erfahrungen der Wiesbadener 
Einbürgerungsbehörde unzureichend und bedürfen einer konkreten Veränderung oder 
Ergänzung?

5. Teilt der Magistrat die Einschätzung der Ausländerbeiräte in Hessen, wonach das derzeitige 
Einbürgerungsverfahren den Behörden ausreichend Möglichkeiten bietet zu beurteilen, ob der 
Bewerber oder die Bewerberin die notwendigen Voraussetzungen für die Erlangung der 
deutschen Staatsbürgerschaft hat?

6. Teilt der Magistrat die Auffassung der Ausländerbeiräte in Hesen, wonach eine "Verschärfung 
der Einbürgerungsvoraussetzungen" den Zielen der Integration nicht dienlich sondern eher 
schädlich sei? 

Beschluss Nr. 0004

Der Antrag der Stadtverordnetenfraktion von Bündnis 90/Die Grünen vom 08.02.2006 betr.

Einbürgerungen in Wiesbaden

hat durch die in der heutigen Sitzung geführte Aussprache seine Erledigung gefunden.
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Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .02.2006
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Müller
Vorsitzender

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .02.2006

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,          .02.2006
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Dezernat VII
mit der Bitte um Kenntnisnahme Diehl

Oberbürgermeister
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